
XIX.

Vereinigte Staaten von Nord-Amerika.
Anfang Januar. (Zucker frage.) Die Vereinigten Staaten

und Oesterreich.
Der österreichische Gesandte benachrichtigt den Staatssekretär Gresham,

er sei beauftragt, sich den Schritten der Vertreter jener Mächte anzuschließen,
welche in derselben Lage wie Oesterreich-Ungarn sind und gegen die Be-
stimmung, daß der Zucker von Staaten, welche Ausfuhrprämien gewähren,
mit einem Zollzuschlag von ½/10 Cent das Pfund belegt wird, als den
Vereinbarungen von 1892 widersprechend, Verwahrung einzulegen. Zugleich
wird die Erwartung ausgesprochen, daß die Union-Staaten Abstand davon
nehmen werden, dem österreichisch-ungarischen Zucker eine paritätische Be-
handlung mit den Erzeugnissen der meistbegünstigten Länder zu versagen,
da bei fortdauernder differenzieller Behandlung sich auch Oesterreich-Ungarn
betreffs der nordamerikanischen Erzeugnisse freie Hand wahren müßte.
(„Polit. Korresp.“)

26.—29. Januar. (Repräsentantenhaus.) Zuckerzoll.
Zuckerstatistik.

Zur Vorlage betr. die Aufhebung des Differentialzolles von ½0 Cent
für das Pfund Zucker aus Ländern mit Ausfuhrprämien bringt Hopkins
(Republikaner) einen Abänderungsantrag ein, der Zoll solle in Kraft bleiben
gegen jedes Land, das Maßregeln gegen amerikanisches Vieh und Fleisch
ergreift. Meyer (Demokrat) beantragt, den Wertzoll um zehn Prozent zu
erhöhen. Wilson erklärt, der Differentialzoll sei eine Verletzung des Meist-
begünstigungsvertrages, und verliest das deutsche und das österreichische Ein-
spruchsschreiben sowie ein Schreiben des deutschen Botschafters, in dem be-
stritten wird, daß die von der deutschen Regierung gegen die Vieh-Einfuhr
ergriffenen Maßnahmen Gegenschritte seien. Wilson behauptet, daß der
Zuckerzoll die Ursache der Maßnahmen sei. Er sollte aber abgeschafft wer-
den, weil er mehrern Ländern Veranlassung zu Gegenmaßregeln gegeben
habe. Am 29. genehmigt das Haus die Vorlage mit 239 gegen 30 Stimmen,
der Senat lehnt sie ab.

Nach einer amtlichen Statistik führen folgende europäische Länder
Zucker aus nach der Union; Deutschland für 11 Millionen Mark; Belgien
für 9,4 Mill.; Oesterreich für 4,6 Mill.; Frankreich für 1,7 Mill. und die
Niederlande für 1,3 Millionen.

Ende Januar. Februar. (Brooklyn.) Ausstand. Unruhen.
Anläßlich eines Ausstandes der Straßenbahnbeamten kommt es zu

wiederholten blutigen Zusammenstößen zwischen der Polizei und Miliz mit
den Ausständigen, die das Betriebsmaterial zu zerstören suchen. ·


